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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Stand der Arbeiten zur Verabschiedung der sechsten Richtiinie 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuer - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundiage 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

unter Hinweis auf den Beschluß vom 21. April 1970 über die 
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften, 

in Kenntnis des Vorschlags der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat vom Oktober 1973 ^), 
in Kenntnis der vom Parlament am 14. März 1974 angenom- 
menen Stellungnahme zu diesem Vorschlag^), 

in Kenntnis des von der Kommission daraufhin am 12. August 
1974 geänderten Vorschlags ^), 

1. erinnert an die Entschließung des Rats über die Wirtschafts- 
und Währungsunion vom 22. März 1971, in welcher das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem eine außergewöhnliche 
Rolle spielt; 

2. unterstreicht ebenfalls die haushaltspolitische Bedeutung 
dieser sechsten Richtlinie, da entsprechend Artikel 4 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 der Haushaltsplan der 
Gemeinschaften ab 1. Januar 1975 vollständig aus eigenen 
Mitteln finanziert wird, die u. a. Mehrwertsteuereinnahmen 
enthalten, die sich in Anwendung eines Satzes ergeben, dei 
1 V. H. der steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage nicht 
überschreiten darf; 

3. hält es für unerträglich, daß unter den gegebenen Umstän- 
den die in Artikel 4 dieses Beschlusses genannte Aus- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 80 vom 5. Oktober 

1973, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 40 vom 8. April 1974, 
S. 34 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 121 vom 11. Oktober 

1974, S. 34 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3849 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


nahmeregelung zum Schaden der Gemeinschaft weiterhin 
Anwendung findet; 

4. kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß das langsame 
Verfahren im Rat auf die Abwesenheit eines politischen 
Willens zurückzuführen ist; 

5. erwartet vom Rat umgehend eine Entscheidung dahin gehend, 
daß die Richtlinie spätestens am 1. Januar 1976 in Kraft 
treten kann, so daß die Gemeinschaft ~ da die Mitgliedstaa- 
ten selbst nach Verabschiedung dieser Richtlinie im Rat noch 
eine gewisse Zeit benötigen, ihre Gesetzgebung anzupassen 
- spätestens zum 1, Januar 1977 über echte Eigenmittel 
verfügt; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaa- 
ten zu übermitteln. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 27. Juni 1975 



